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BM für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Anfragebeantwortung 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage 
Nr. 13987 /J des Abgeordneten Mag. Johann Maier u.a. betreffend Invaliditäts-
pensionen nach § 255 Abs. 7 ASVG wie folgt: 

 
Frage 1: 
Es wird nur die Anzahl der Anträge auf Gewährung der Berufsunfähigkeits- und Inva-
liditätspensionen erfasst. Die Antragstellung nach einer bestimmten Rechtslage ist im 
Antragsformblatt nicht vorgesehen, nicht möglich und wäre auch nicht zumutbar, weil 
detaillierte Rechtskenntnisse der Bestimmungen des § 255 ASVG dafür erforderlich 
sind (Berufsschutz, ungelernt, Härtefall, Tätigkeitsschutz). 

Die Prüfung, welche Voraussetzungen erfüllt sind, erfolgt im Verfahren. Die Anzahl 
der Anträge, aufgeschlüsselt nach Landesstellen, ist als Beilage 1.1 bis 1.3 ange-
schlossen. 

 

Fragen 2: 
Für das Kalenderjahr 2005 liegen keine Gesamtzahlen vor. Die gewünschten Zahlen 
werden daher für die Jahre 2006 bis 2012 sortiert nach Zuerkennungen und Ableh-
nungen und nach Landesstellen als Beilage 2.1 bis 2.3 bzw. 3.1 bis 3.3 übermittelt. 

 

Fragen 3 bis 6: 
Zu diesen Fragen liegen keine statistischen Daten vor. Maschinell werden nur die 
Klagen ohne weitere Details dokumentiert. 
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Frage 7: 
Aktuell ist kein Fall betreffend Beurteilung eines Pensionsanspruches gemäß § 255 
Abs. 7 ASVG beim OGH anhängig. Im Bereich der PVA sind sechs Entscheidungen 
des Obersten Gerichtshofes aus den Jahren 2005 bis 2010 in Bezug auf § 255 Abs. 
7 ASVG bekannt. 

 

Zu Frage 8: 
Auf Grund der bestehenden Rechtslage wie auch der dazu ergangenen Judikatur ist 
ausgeschlossen, dass Versicherte weiterhin mit der Begründung abgelehnt werden, 
dass sie nie arbeitsfähig gewesen wären bzw. dass keine Verschlechterung des Ge-
sundheitszustandes eingetreten sei. 

Die Pensionsversicherungsanstalt hat explizit Sorge dafür getroffen, dass im Zuge 
der Begutachtung festgestellt wird, ob „originäre Invalidität“ bereits bei Eintritt ins Er-
werbsleben - das ist der Zeitpunkt der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversi-
cherung begründenden Beschäftigung - vorgelegen hat. „Originäre Invalidität“ liegt 
demnach vor, wenn jemand wegen des nicht nur vorübergehenden Zustandes der 
körperlichen und geistigen Kräfte und nicht etwa nur wegen vorübergehender Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit nicht imstande ist, auf dem allgemeinen Arbeits-
markt bzw. als Selbständiger einen nennenswerten Erwerb zu erzielen. Ist dies der 
Fall, so ist unabhängig von der tatsächlichen Dauer einer solchen Erwerbstätigkeit 
weder eine bestimmte Restarbeitsfähigkeit noch ein weiteres Herabsinken der Ar-
beitsfähigkeit für einen Pensionsanspruch nach § 255 Abs. 7 ASVG erforderlich. 

 

Beilagen 
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